
Mit einer strengen
Sprachregelung, aber auch
mit demNiederlassungs-
verbotfür die europäische
Anwaltschaft hat sich das
Luxemburger Parlament

bewusstin eine Sackgasse
hineinmanövriert. I m

Herbst geht die Komödie
fürs Wahlvolk weiter.

(rw)− Nochin der letzten Wo-
che vor den Sommerferien des
Parlaments war dieEinladungzu
einer Sitzung der "commission
des affaires juridiques" hinaus-
gegangen, die am 2. Oktober
stattfinden soll. Einziger Tages-
ordnungspunkt: Das Geset-
zesprojekt 4790 zur Umsetzung
der europäischen Direktive
98/5/CE betreffend das Nieder-
lassungsrecht der europäischen
Anwaltschaft. "Décision à pren-
dre en vue du second vote con-
stitutionnel" steht da ganz
knapp auf demEinladungszettel
vermerkt. Dahinter versteckt
sich eine höchst verfahrene Si-
tuation: Die Parlamentsmehrheit
hat nämlichAnfangJuli trotzfor-
meller OppositiondesStaatsrats
den betreffenden Gesetzestext
gesti mmt. Das bedeutet in der
parlamentarischen Prozedur,
dass das Parlament ein zweites
Votumnehmen muss, damit das
Gesetzin Krafttretenkann− eine
höchst seltene Vorgehensweise.

Sture Haltung
Grundfür denaußergewöhnli-

chen Schritt ist die sture Hal-
tung Luxemburgs in der Frage
des Niederlassungsrechts für
AnwältInnen aus der EU, das als
einziges Mitgliedsland die Direk-
tive noch nicht umgesetzt hat.
Nach einem vom Europäischen
Gerichtshof abgeschmetterten
Rekurs präsentierte die Regie-

rung vor einemJahr endlich ein
Gesetzesprojekt. Das aber sah
vor, dass in Luxemburg prakti-
zierende RechtsanwältInnen
Luxemburgisch−, Deutsch− und
Französischkenntnisse vorwei-
sen müssen.
Der Staatsrat, der durch sol-

che Bedingungen das Niederlas-
sungsrecht gefährdet sah, rea-
gierte mit geharnischtem Pro-
test. Daraufhin hatte die parla-
mentarische Kommission die
sprachlichen Anforderungen auf
das Französische reduziert.
Aber das ehrwürdige Gremium
lehnte auch diesen Vorschlag
ab. Daraufhin kamdie Kommis-
sionsmehrheit auf denursprüng-
lichen Regierungstext zurück −
unter dem Druck der DP, in de-
ren Reihen die Juristerei nach
stärker vertreten ist als bei der
CSV.
Inwieweit der Sprachenstreit

auf praktischen Bedenken be-
ruht oder obessichdabei umei-
nen eher plumpen Versuch han-
delt, sich lästige Konkurrenz
vomHals zu halten, ist nicht so
leicht auszumachen. Sicher ist
es für Betroffene ein Must, sich
mit ihren RechtsvertreterInnen
leicht verständigen zu können.
Auffälligistjedoch, dasssichdie
Luxemburger Rechtsanwalt-
schaft so eifrig für ihre Kund-
schaft einsetzt, die sich selber
zum Thema aber nicht äußert.
Die"Unionluxembourgeoise des
consommateurs" etwaschweigt.

I mageverlust
Doch es melden sich ganz an-

dere"Opfer" zu Wort: Eine"Inter-
essengemeinschaft Europäische
Anwälte in Luxemburg" meldet
ineinemBrief andie Abgeordne-
ten zwei Hauptbedenken gegen
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Jo'burg: Von Bremsern und Safaris
"Luxemburg i n Bremserrolle", überschrieb am vergan-
genen Dienstag der Europa−Abgeordeten Claude Turmes
ei n Kommuni qué, i n dem er Umwelt−Staatssekretär
Eugène Berger vorwarf, auf dem Weltgi pfel die fort-
schrittlichen EU−Länder i n der Energiefrage nicht unter-
stützt zu haben. Der Vorwurf: Amvergangenen Sonntag,
als i n der EU−Mi nisterrunde Belgien, Deutschland,
Großbritannien und Schweden das bis dahi n schwache
Verhandl ungsergebnis nur absegnen wollten, wenn zu-
mi ndest das Ziel der 15 Prozent erneuerbaren Energien
angenommen würde, habe der Staatssekretär sie nicht
unterstützt. Damit habe die Regierung zu demunverant-
wortlichen Endergebnis bei getragen: Kei n quantitatives
Ziel für erneuerbare Energieni m Weltgi pfel−Akti onsplan.
"I ch fi nde die Vorwürfe fehl am Platz, besonders weil
Claude Turmes zu jenem Zeitpunkt auf Safari weilte,
statt zu versuchen, die Verhandl ungen zu beei nfl ussen",
erklärt Eugène Berger gegenüber der woxx. Bei der be-
sagten Kampfabsti mmungsei es kei neswegs umdie En-
ergie gegangen, sondern umdas Kapitel "Handel und Fi-
nanzen". Den vier Ländern sei der Text zu WTO−freund-
lich gewesen. Er sei mit der deutschen Kritik ei nverstan-
den gewesen, sagt Eugène Berger, habe aber aus takti-
schen Gründen dafür plädiert, das Kapitel anzunehmen.
" Wenn wir diesen Text gleich angenommen hätten, wäre
die EU−Positi onfür die Energiedebatte stärker gewesen",
so sei ne Ei nschätzung. Der Staatssekretär betont,
Luxemburg habe über die gesamte Dauer der Konferenz
ei nefortschrittliche Rollei n Sachen erneuerbare Energi-
en gespielt.
I n Claude Turmes Sekretariat bestäti gte man die I nfor-
mati on, er sei am Wochenende auf Safari gewesen. Am
Weltgi pfel habe er nicht als Mitglied der Luxemburger
Delegation teil genommen, sondern als Leiter der Dele-
gati on der grünen Europaabgeordneten. I n dieser Rolle
habe er zu jenem Zeitpunkt auf die Verhandl ungen kei-
nen Ei nfl uss mehr gehabt. Für mehr I nformationen zur
Kritik an der Regierung wurden wir auf die Pressekonfe-
renz amkommenden Montag verwiesen.

Hi mmlische Einheit
Das, was es auf dem Boden der Europäischen Union
schon längst gibt, soll jetzt auch am Hi mmel realisiert
werden: ei n ei nheitlicher Wirtschaftsraum, i n dem die-
selben Regeln für alle gelten. Das Europaparlament öff-
nete am Dienstag den Weg zum"Single Sky", i ndemes
ei ner neuer Verordnungfür ei nen ei nheitlichen europäi-
schen Luftraum mit großer Mehrheit zusti mmte.
Lästi ge Verspätungen, unnütze Umwege, unterschiedli-
che Sicherheitssysteme − ist der Hi mmel über Europa
ei nmal grenzenlos, wäre Schl uss mit dem aktuellen
Chaos in der Luft. Kritik kamvon den Linken: Ei nheits-
hi mmel ja, Privatisierung der Kontrollsysteme nein. Die
Konkurrenz unter verschiedenen Anbietern von Sicher-
heitsdiensten sei nicht gesund, sondern berge große
Gefahren, so Vertreter von französischen Gewerkschaf-
ten des "secteur aérien". I hre Skepsis wurde allerdi ngs
nicht von der großen Mehrheit der Abgeordneten geteilt.
I n Frankreich wird der Luftraumvon staatlichen I nstitu-
ti onen kontrolliert. Das könne auch so blei ben, versi-
cherte Transportkommissari n Loyola de Palaci o am
Dienstagi n Straßburg. Jedes Land dürfe sel bst wählen,
ob diese Sicherheit durch ei nen staatlichen oder ei nen
privaten Dienst garantiert wird.

Un monde en désordre
"Les dynamiques du désordre mondial", voilà le sujet
pri nci pal du numéro de septembre du mensuel "Le Mon-
de diplomatique". Pl usieurs contri buti ons analysent la
stratégie américai ne etles cri mes de guerre en Afghani-
stan. Citons également un texte de John Berger mettant
en relati on Hiroshi ma et l' attaque du 11 septembre.
Autres sujets, l' oppositi on entre li béralisme et dével op-
pement durable, ai nsi que l' actualité politi que au Pro-
che−Orient, au Maroc et en Allemagne.

SICHERHEITSDIENSTE

Schutzzuverkaufen
Ein neues Gesetzfür private

Wach− und Sicherheits-
dienstesoll mehr Sicherheit

für Bewacher und
Bewachte(s) schaffen.

Wasder Entwurf
vor allemhervorgerufen

hat, sind geteilte
Meinungen darüber, wer
überhaupt gemeintist.
Die Gewerkschaft LCGB
kritisiert derweil die
Ausbildungsmängel in

der Branche.

Alarmsystemen, aber keineLeib-
wächter. Daraufhin wurden die-
se in einer Neufassung des Ent-
wurfs mit aufgenommen.
Die Kommission hatte zudem

vorgeschlagen, den Personen-
schutz in öffentlichen Räumen
mit aufzunehmen, was wie-
derum der Staatsrat ablehnte.
Die Sicherheitsmaßnahmen zum
Beispiel bei großen Sportveran-
staltungen oder Konzerten blei-
ben demnach weiter in einerju-
ristischen Grauzone − oder sie
liegenindenHändender Polizei.
Hier sieht die parlamentarische
Kommission noch Klärungsbe-
darf.
Bemängelt wurde auch die

Eingrenzung des Gesetzes auf
private Sicherheitsfirmen. Auf
solche Unternehmen, die ihre
Uberwachung selbst organisie-
ren, wie zum Beispiel i m Falle
bankeigener Sicherheitsdienste,
hatte sich der Gesetzentwurf
der Regierungnicht bezogen.
Im Gesetzentwurf findet sich

jedenfalls nur wenig Konkretes
wieder. Zu den Ausnahmen
gehörenstrengere Mindestanfor-
derungen für die Privatfirmen:
So muss jede über mindestens
drei gepanzerte Fahrzeuge und
20 Sicherheitsangestellte verfü-
gen, umüberhaupt eine Geneh-
migungzuerhalten.

Neue Philosophie
Wegvon mehr Panzerung und

Bewaffnung und hin zu intelli-
genteren, technischen Sicher-
heitsmaßnahmen− das ist nach
Meinung von Fachleuten die
neue Tendenz in der Geld− und
Werttransportbranche. In der
Vergangenheit wurde vor allem
zur Abschreckung vor Überfäl-

len aufgerüstet, mit der Folge,
dass sichauchder Gegner bis zu
den Zähnen bewaffnet haben.
Panzerfäuste, Maschinenpisto-
len− i mglobalisierten Schwarz-
markt für Waffenist nichts mehr
undenkbar. "Die Überfälle wur-
den immer brutaler", so Freddy
Mais von Brink's−Ziegler. Selbst
der dritte Mann bei einem
Werttransport, der auf Forde-
rung der Gewerkschaften hini m
vergangenen Jahr zur Pflicht
wurde, habe nicht zur Erhöhung
der Sicherheit von Angestellten
der Werttransportegeführt. "Der
wurde dann einfach gekid-
nappt", sagt Mais. Die neue Phi-
losophie in der Branche heiße
dagegen: weniger Abschre-
ckung, dafür einen Überfäll mög-
lichst sinnlos machen: so zum
Beispiel mit Geld, das nach dem
Coupunbrauchbar wird.
Nun solle das "Bürgersteigs-

risiko" vermindert werden, be-
grüßt Mais die geplante Neure-
gelung, die Sicherheit für die An-
gestellten der Transportfirma
werde deutlich erhöht. Im Ge-
setzentwurf wird zudem eine
einheitliche Ausbildung für die
Sicherheitsbranche vorgeschrie-
ben. Bewerber würden genauer
überprüft, ein psychologischer
Test werde erforderlich. Zu we-
nig, meint hingegen Daniel Geor-
ges von der LCGB. Es gebe im-
mer nochzuviele Mängel bei der
Ausbildung, soder Gewerkschaf-
ter. "Die Ausbildung muss klar
definiert sei. Und diejenigen, die
ausbilden, sollten eine extra Ge-
nehmigunghaben", fordert Geor-
ges und fügt hinzu: "Schließlich
verkaufen die Unternehmen
Sicherheit."

(sk) − Wie sicher ist ein Geld-
transport? Diese Frage wirdsich
wohl nicht nur das Justizminis-
terumgestellt haben, als es am
27. MärzvergangenenJahres den
Gesetzentwurf über private Si-
cherheitsdiensteinder Chamber
deponierte. EineReihevonÜber-
fällen auf Geldtransporte in den
Monaten zuvor hatte i mDezem-
ber 2000 die Gewerkschaftenauf
den Plan gerufen. Diese forder-
ten eine Reform des Gesetzes
aus demJahr 1990, das die"acit-
vités privées de gardiennage et
desurveillance" regelt.
Seit Oktober 2001 überprüfte

diejuristische parlamentarische
Kommission den Gesetzentwurf
der Regierung. Ihr Abschlussbe-
richt soll kommende Woche vor-
gelegt werden. Die Ziele des neu-
en Gesetzentwurfs: detailliertere
Besti mmungen für Sicherheits-
firmen und Wachdienste, erhöh-
te Sicherheitsmaßnahmen ange-
sichts der zunehmenden Krimi-
nalität, Präventivmaßnahmen
zur VorbeugungvonVerbrechen
sowie die Verbesserung der
Zusammenarbeit zwischen den
privaten Sicherheitsdiensten
und den öffentlichen Ordnungs-
kräften.
Parlamentsausschuss und

Staatsrat hatten an der ersten
Fassung des Gesetzentwurfs mo-
niert, dass darinkeine Redevom
Personenschutz war. Gemeint
waren zwar die Überwachung
von Gebäuden, Geld− und
Werttransporte und Personen-
schutz sowie die Verwaltungvon

aktuell2
den Gesetzesentwurf an. Da ist
einmal das Problemder Sprach-
prüfung, laut Interessengemein-
schaft eine "Rechtswidrigkeit":
Gemäß Direktive habe jeder eu-
ropäische Anwalt das Recht, be-
sti mmte Anwaltstätigkeiten auf
Dauer in jedem anderen Mit-
gliedstaat auszuüben, die Spra-
che betreffende Zugangsregelun-
gen seien nicht vorgesehen− ein
wesentlicher Unterschied zum
Beispiel zur Zahnarztrichtlinie,
die das Aufstellen vonSprachre-
gelungenerlaubt.
Zweitens weist dieInteressen-

gemeinschaft auf die "Rechts-
widrigkeit des Verbotes der Do-
mizilierung" hin, das in demGe-
setzesentwurf vorgesehen sei.
Auchhier müsstenlaut Direktive
für europäische AnwältInnen die
gleichen Rechte wie für luxem-
burgische gelten. Schlussfolge-
rung: "Mittelfristig würde das
GesetzkeinenBestandhaben, da
[...] die vorgesehenen Erschwer-
nisse mit der umzusetzenden
Richtlinie nicht vereinbar sind.
Das Ansehen des Großherzog-
tums Luxemburg als weltoffener
europäischer Finanzplatz und
Dienstleistungsstandort jedoch
würdeSchadennehmen."
Im Klartext: Einerseits kann

Luxemburg sich, so wie es auch
schon einige Abgeordnete vor-
ausgesagt haben, auf eine Klage
der Kommission gefasst ma-
chen, mit der Folge, dass dem-
nächst das Gesetz wieder geän-
dert werden muss. Andererseits
lässt die schwarz−blaue Finanz-
platz−Lobby in Kreisen Federn,
die doch sonst vonihr so heftig
umworben werden. Aber Haupt-
sache, der "Barreau" wird bei
Laune gehalten. Denn am Wahl-
tagist Zahltag.


